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2 5 2 . Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Bundesgesetzes, womit Ergänzungszulagen an
Empfänger von Ruhe(Versorgungs)bezügen des Bundes gewährt werden und
die Ruhegenußbemessungsgrundlage abgeändert wird.

253. Bundesgesetz: 12. Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz.
2 5 4 . Bundesgesetz: 9. Novelle zum Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz.
2 5 5 . Bundesgesetz: 15. Opferfürsorgegesetz-Novelle.
2 5 6 . Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957.
2 5 7 . Bundesgesetz: Gewährung einer Teuerungszulage an Bezieher von Leistungen aus der Arbeits-

losenversicherung.
2 5 8 . Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Bundesgesetzes, betreffend Abänderung und

Ergänzung des Kleinrentnergesetzes.

252. Bundesgesetz vom 23. Oktober 1963
über die neuerliche Abänderung des Bundes-
gesetzes, womit Ergänzungszulagen an Emp-
fänger von Ruhe(Versorgungs)bezügen des
Bundes gewährt werden und die Ruhegenuß-

bemessungsgrundlage abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 18. Dezember 1959,
BGBl. Nr. 298, womit Ergänzungszulagen an
Empfänger von Ruhe(Versorgungs)bezügen des
Bundes gewährt werden und die Ruhegenuß-
bemessungsgrundlage abgeändert wird, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 116/1963,
wird abgeändert wie folgt:

§ 4 hat zu lauten:
„§ 4. Der Mindestsatz beträgt:
a) für Empfänger eines Ruhebezuges 780 S;

dieser Mindestsatz erhöht sich für die Ehe-
frau, für die eine Haushaltszulage nach den
Bestimmungen des § 4 Abs. 7 des Gehalts-
gesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, in der Fassung
der 1. Gehaltsgesetznovelle, BGBl. Nr. 94/
1959, gebührt oder gebühren würde, um
345 S und für jedes Kind, für das eine
Kinderzulage gewährt wird, um 200 S;

b) für Witwen, die einen Versorgungsbezug
beziehen, 780 S; dieser Mindestsatz erhöht
sich für jedes Kind, für das eine Kinder-
zulage gewährt wird, um 200 S und

c) für Waisen, die einen Versorgungsbezug be-
ziehen, bis zur Vollendung des 24. Lebens-
jahres 285 S, falls beide Elternteile ver-
storben sind, 430 S. Der Mindestsatz erhöht

sich nach Vollendung des 24. Lebensjahres
auf 510 S, falls beide Elternteile verstorben
sind, auf 780 S."

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September
1963 in Kraft.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist,
sofern im Dienstrechtsverfahrensgesetz, BGBl.
Nr. 54/1958, nichts anderes bestimmt ist und
soweit die Vollziehung hinsichtlich der Empfänger
von Ruhe(Versorgungs)bezügen, die unter die
Bestimmungen des Landeslehrer-Gehaltsüberlei-
tungsgesetzes, BGBl. Nr. 188/1949, fallen, nicht
den Bundesländern obliegt, das Bundesministe-
rium für Finanzen betraut.

Schärf
Gorbach Pittermann Olah Broda
Drimmel Proksch Korinek Hartmann
Probst Schleinzer Kreisky

2 5 3 . Bundesgesetz vom 23. Oktober 1963,
mit dem das Allgemeine Sozialversicherungs-
gesetz abgeändert wird (12. Novelle zum All-

gemeinen Sozialversicherungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,

BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/
1957, BGBl. Nr. 294/1957, BGBl. Nr. 157/1958,
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BGBl. Nr. 293/1958, BGBl. Nr. 65/1959, BGBl.
Nr. 290/1959, BGBl. Nr. 87/1960, BGBl. Nr. 168/
1960, BGBl. Nr. 294/1960, BGBl. Nr. 13/1962,
BGBl. Nr. 85/1963 und BGBl. Nr. 184/1963,
wird abgeändert wie folgt:

§ 292 Abs. 3 hat zu lauten:

Artikel II.

Die auf Grund der Bestimmungen des Ar-
tikels I gebührende Ausgleichszulage ist von
Amts wegen festzustellen.

Artikel III.

Dieses Bundesgesetz tritt rückwirkend mit dem
1. September 1963 in Kraft.

Artikel IV.

Mit der Vollziehung ist das Bundesmini-
sterium für soziale Verwaltung betraut.

Schärf
Gorbach Proksch

2 5 4 . Bundesgesetz vom 23. Oktober 1963,
mit dem das Gewerbliche Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetz abgeändert wird
(9. Novelle zum Gewerblichen Selbständigen-

Pensionsversicherungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Gewerbliche Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetz, BGBl. Nr. 292/1957, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 157/1958,
BGBl. Nr. 65/1959, BGBl. Nr. 291/1959, BGBl.

Nr. 169/1960, BGBl. Nr. 295/1960, BGBl. Nr. 14/
1962, BGBl. Nr. 324/1962, BGBl. Nr. 86/1963
und BGBl. Nr. 185/1963, wird abgeändert wie
folgt:

§ 89 Abs. 3 hat zu lauten:

Artikel II.

Die auf Grund der Bestimmungen des Ar-
tikels I gebührende Ausgleichszulage ist von
Amts wegen festzustellen.

Artikel III.

Dieses Bundesgesetz tritt rückwirkend mit dem
1. September 1963 in Kraft.

Artikel IV.

Mit der Vollziehung ist das Bundesmini-
sterium für soziale Verwaltung betraut.

Schärf
Gorbach Proksch

255 . Bundesgesetz vom 23. Oktober 1963,
mit dem das Opferfürsorgegesetz neuer-
lich abgeändert wird (15. Opferfürsorge-

gesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Opferfürsorgegesetz vom 4. Juli 1947,
BGBl. Nr. 183, wird abgeändert wie folgt:

Im § 11 Abs. 5 und 6 sind die Zahlen 760,
860, 925, 1.015, 1.025, 1.090 und 1.190 durch
die Zahlen 770, 870, 935, 1.025, 1.035, 1.100 und
1.200 zu ersetzen.
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Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz t r i t t rückwirkend mit
1. September 1963 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Schärf
Gorbach Proksch

2 5 6 . Bundesgesetz vom 23. Oktober 1963,
mit dem das Kriegsopferversorgungsgesetz

1957 neuerlich abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Kriegsopferversorgungsgesetz 1957, BGBl.
Nr. 152, wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 12 Abs. 4 ist die Zahl 300 durch die
Zahl 310 zu ersetzen.

2. Im § 35 Abs. 5, § 36 Abs. 4 und § 42 Abs. 3
ist die zweite Zahl 200 jeweils durch die Zahl 210
zu ersetzen.

3. Im § 46 Abs. 3 ist die zweite Zahl 200 durch
die Zahl 210 und die Zahl 300 durch die Zahl 310
zu ersetzen.

4. Im § 73 hat Abs. 1 zu lauten:

„(1) Für jeden Pflichtversicherten (§ 68) ist ein
Durchschnittsbeitrag in der Höhe von monatlich
38 S, für die Zeit vom 1. Juli 1963 bis 31. De-
zember 1963 von monatlich 48 S zu entrichten;
für jeden freiwillig Versicherten (§ 69) ist ein
Durchschnittsbeitrag in der Höhe von monatlich
38 S zu entrichten. Gehören mehrere Versicherte
einem gemeinsamen Haushalt an, ist der Beitrag
in dieser Höhe nur für den Versicherten, der die
höchste Rente nach diesem Bundesgesetz bezieht,
bei gleich hoher Rente nur für den ältesten Ver-
sicherten (Hauptversicherten) zu entrichten;
kommen für die Versicherung nur Waisen in
Betracht, gilt die jüngste Waise als Hauptver-
sicherter. Für alle übrigen Pflichtversicherten
(Zusatzversicherten) beträgt der Durchschnitts-
beitrag monatlich 8 S, für die Zeit vom 1. Juli
1963 bis 31. Dezember 1963 11 S, für alle üb-
rigen freiwillig Versicherten (Zusatzversicherten)
monatlich 8 S."

5. Im § 73 Abs. 2 hat der erste Satz zu lauten:

„Der Beitrag für Versicherungspflichtige Haupt-
versicherte (§ 68) wird mit 12 S vom Ver-
sicherten und mit 26 S, für die Zeit vom 1. Juli
1963 bis 31. Dezember 1963 mit 36 S vom

Bund getragen. Für Versicherungspflichtige Zu-
satzversicherte trägt der Bund den Beitrag zur
Gänze."

Artikel II.

(1) Die Bestimmungen des Artikels I Z. 1 bis 3
treten rückwirkend mit 1. September 1963, die
des Artikels I Z. 4 und 5 rückwirkend mit 1. Juli
1963 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Schärf
Gorbach Proksch

2 5 7 . Bundesgesetz vom 23. Oktober 1963,
mit dem Beziehern von Leistungen aus der
Arbeitslosenversicherung eine Teuerungs-

zulage gewährt wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Teuerungszulage.

§ 1. (1) Jedem Bezieher von Arbeitslosengeld
beziehungsweise von Notstandshilfe nach dem
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958, BGBl.
Nr . 199, gebührt ohne Anrechnung auf diese
Leistungen eine Teuerungszulage.

(2) Die Teuerungszulage nach Abs. 1 beträgt
10 S monatlich und erhöht sich um 5 S für jede
Person, für die dem Leistungsbezieher ein
Familienzuschlag nach dem Arbeitslosenversiche-
rungsgesetz, jedoch keine Kinderbeihilfe nach dem
Kinderbeihilfengesetz, BGBl. Nr . 31/1950, ge-
bührt .

(3) Auf einen Tag entfällt als Teuerungszulage
ein Dreißigstel des monatlichen Betrages.

(4) Der Aufwand für die Teuerungszulage nach
diesem Bundesgesetz wird aus Mitteln der Arbeits-
losenversicherung bestritten.

Auszahlung.

§ 2. (1) Die Teuerungszulage nach § 1 ist monat-
lich im nachhinein bei der nächstfolgenden Aus-
zahlung des Arbeitslosengeldes beziehungsweise
der Notstandshilfe, und zwar zusammen mit
diesen Leistungen, durch die für ihre Auszahlung
zuständige Stelle auszubezahlen.

(2) Im übrigen finden die Vorschriften des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes über die Aus-
zahlung der Leistungen sinngemäß Anwendung.
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Artikel II.

Inkrafttreten und Vollziehung.

§ 3. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Sep-
tember 1963 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Schärf
Gorbach Proksch

2 5 8 . Bundesgesetz vom 23. Oktober 1963,
mit dem das Bundesgesetz vom 12. Mai
1955, BGBl. Nr. 90, betreffend Abänderung
und Ergänzung des Kleinrentnergesetzes,

neuerlich abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 12. Mai 1955, BGBl.
Nr. 90, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 19/1962, wird wie folgt abgeändert:

§ 1 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Das Ausmaß der zu gewährenden Klein-
rente wird festgesetzt wie folgt:

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz tri t t mit 1. September
1963 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung betraut.

Schärf
Gorbach Proksch


